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EINKOMMENSRUNDE TV-L 2025/2026 

T E R M I N A N K Ü N D I G U N G 

 

BBB: Wir brauchen faire Einkommen für alle! 

 

Große Aktion in München am 21. Januar 2026, Start 11.30 Uhr 

• 11.30 Uhr: Mahnwachen: 

- vor dem Finanzministerium am Odeonsplatz (Aufbau ab 10.30 Uhr) 

- vor der Staatskanzlei, Pilotystraße (Aufbau ab 10.30 Uhr) 

• ab 13.00 Uhr: Demo von der Staatskanzlei,  

vorbei am Finanzministerium zum Odeonsplatz 

• 14.00 Uhr: Abschlusskundgebung vor der Feldherrnhalle 

  

 

Unsere Forderungen: 
 

7 PROZENT MEHR; MINDESTENS 300 EURO; LAUFZEIT 12 MONATE 

ZEIT- UND INHALTSGLEICHE ÜBERTRAGUNG AUF DEN BEAMTENBEREICH 

FAIRE EINKOMMEN FÜR ALLE! 

#StehtZuUns 

 

Auch die zweite Verhandlungsrunde im Bereich des Tarifvertrags der Länder Mitte Januar 2026 verlief 

ergebnislos. Das Angebot der Arbeitgeber war nicht verhandelbar: Ein Abschluss in etwa der Höhe 

eines Inflationsausgleichs, ohne Erhöhungen in 2025, dafür aber mit einer Laufzeit von 29 Monaten. 

Damit bliebe man weit hinter dem TVöD-Abschluss zurück. Ein Ungleichgewicht, das erhebliche Nach-

teile für die Fach- und Nachwuchskräftegewinnung bringt, aber auch dem Engagement der Beschäftig-

ten nicht gerecht wird.  

Das sehen auch die Beschäftigte des öffentlichen Dienstes so und gehen auf die Straße: Die Menschen, 

die dem öffentlichen Dienst Tag für Tag ein Gesicht verleihen und ihn am Laufen halten. Sie wollen ein 

klares Zeichen setzten: gemeinsam für einen starken öffentlichen Dienst! Das gleiche erwartet man von 

der Politik: #stehtzuuns. 

 

Hintergrund: 

Von den Verhandlungen des dbb beamtenbund und tarifunion, dem Dachverband des BBB, mit der Tarifgemein-

schaft deutscher Länder (TdL) sind etwa 3,5 Millionen Beschäftigte betroffen: Direkt ca. 1,1 Millionen Tarifbe-

schäftigte der Bundesländer (außer Hessen), indirekt ca. 1,4 Millionen Beamtinnen und Beamte der entsprechen-

den Länder und Kommunen sowie rund eine Million Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger. Es 

sind noch zwei weitere Verhandlungsrunden für den 15./16. Januar sowie den 11.-13. Februar 2026 vereinbart. 


